
Oktoberrevolution die Sache des Sozialismus endgültig 
verrieten und offen in das Lager des Imperialismus hin­
überschwenkten, mehr als einmal in der Praxis bewiesen. 
Sie demonstrieren das heute in Westdeutschland durch 
ihre aktive Unterstützung der amerikanischen Kriegs­
politik.

Um ihre Funktion als soziale Hauptstütze, als Agentur 
der Bourgeoisie in der Arbeiterbewegung erfolgreich aus­
üben zu können, muß die Sozialdemokratie die Arbeiter 
von der Wahrnehmung ihrer Klasseninteressen abhalten, 
also vom Kampf gegen ihre Ausbeuter, gegen den ka­
pitalistischen Staat. Deshalb tut sie alles, um das Klassen­
bewußtsein der Arbeiter abzutöten. Sie vertuscht den 
Klassencharakter des kapitalistischen Staates, und, anstatt 
die Arbeiter zum revolutionären Sturz des Kapitalismus 
zu organisieren und vorzubereiten, predigt sie irgendeine 
„friedliche Entwicklung der Demokratie“. Die rechte So­
zialdemokratie stellt nie die Klassenfrage, das heißt die 
Frage nach der Macht, und ersetzt den revolutionären 
Klassenkampf durch die Anbetung der Klassenharmonie.

Es ist klar, was dabei herauskommen muß: der Verrat 
an den Interessen der Werktätigen, die Hilfe für die 
Bourgeoisie.

Nichts anderes tat im Grunde genommen Genosse 
Hojenski. Auch er stellte nicht die Klassenfrage und 
landete prompt im Lager der Feinde der Arbeiterklasse. 
Anstatt revolutionär zu denken und zu handeln, reitet 
er auf Paragraphen herum, ohne sich die Frage vorzu­
legen, von wem und für wen unsere Gesetze eigentlich 
erlassen wurden. Wie ein spießbürgerlicher Bürokrat 
sieht er nur die formale Seite der Verordnungen, nur ihre 
Buchstaben, aber nicht ihren Klasseninhalt.

Er müsse den „gesetzlichen Weg“ einhalten, jammerte 
er, als er wegen seiner Entscheidungen kritisiert wurde. 
Er könne keine „falschen Auskünfte“ geben.

Wahrlich, das ist originell! Also muß es wohl falsch 
sein, wenn wir erklären, daß wir mit Provokateuren nicht 
verhandeln! Also werden die vielen tausend klassen­
bewußten Arbeiter, die in den letzten Wochen und Mo­

naten faschistische Provokateure aus ihren Betrieben ver­
jagten, wohl einsehen müssen, daß sie einen Fehler ge­
macht haben. Sie hätten den Provokateuren im Gegenteil 
zu ihrem „Recht“ verhelfen müssen (dem Recht, zum Sturz 
unserer Regierung aufzurufen, damit die Konzernherren 
in unsere Betriebe einziehen und die Arbeiter wieder 
grausam unterdrücken und ausbeuten können). So jeden­
falls sieht es der famose „gesetzliche Weg“ des Arbeits­
gerichts in Merseburg vor.

Es geht uns hier jedoch nicht in erster Linie um den 
Genossen Hojenski. Es geht uns darum zu zeigen, daß 
das Außerachtlassen der Klassenfrage ein Ausdruck des 
Sozialdemokratismus und damit eine Dienstleistung für 
den Gegner ist.

Die Faschisten nutzten vor 1933 die — wenn auch ge­
ringen — demokratischen Rechte der Weimarer Verfas­
sung aus, um an die Macht zu gelangen und dann alle 
demokratischen Rechte und Freiheiten zu beseitigen, ihre 
blutige terroristische Diktatur gegen alle antifaschisti­
schen und demokratischen Kräfte in Deutschland zu er­
richten. Die rechten Führer der Sozialdemokratie ließen 
sie dabei stillschweigend gewähren, indem sie sich auf die 
in der Verfassung zugestandenen Rechte beriefen. Sie be­
tätigten sich damit als Steigbügelhalter Hitlers und be­
gingen den schändlichsten Verrat an der Arbeiterklasse 
und allen Werktätigen.

Also: Damals wie heute, in der Weimarer Republik 
ebenso wie — freilich unter ganz anderen Verhältnissen — 
in unserem Staat der Arbeiter und Bauern: Wer nicht 
ständig und überall die Klassenfrage stellt, gerät ins 
Fahrwasser des Gegners.

Es gibt keine neutrale Position, nirgendwo, und heute 
weniger denn je. Entweder für die Arbeiterklasse oder 
gegen siel Entweder für die Macht der Arbeiter und 
Bauern oder für die Macht der Kapitalisten, für den Fa­
schismus! Entweder für den Frieden oder für den Krieg! 
Ein Ausweichen vor dieser Entscheidung, einen Mittelweg, 
gibt es nicht.

A n t w o r t  a u f  F r a g e n  a u s  d e r  P a r t e i a r b e i t

Wer beschließt bei einem Kreisleitungsmitglied 
über Parteistrafen?

In der Kreisleitung Eisenberg machte 
es sich notwendig, einem Genossen, 
der Mitglied der Kreisleitung war, 
eine strenge Rüge mit Funktionsentzug 
auszusprechen. Auf unsere Frage, wer 
über diese Parteistrafe beraten und be­
schlossen habe, wurde uns geantwortet: 
„Die Kreisleitungssitzung.“ Ist 'das 
richtig?

In unserem Parteistatut, Punkt 9, 
heißt es: „Der Ausschluß aus der
Partei oder die Erteilung einer anderen 
Parteistrafe wird in der Mitgliederver­
sammlung der Grundorganisation be­

raten und entschieden, in der der Be­
treffende Mitglied ist. Den übergeord­
neten Parteiorganen steht das Recht 
zu, Parteistrafen einzuleiten und Partei­
strafen zu verhängen sowie in beson­
deren Fällen den Ausschluß aus der 
Partei zu beschließen.“

Die Kreisleitung hatte in unserem 
Falle also das Recht, dem Genossen 
Kreisleitungsmitglied die Parteistrafe 
auszusprechen. Aber auch in diesem 
Falle darf die Grundorganisation, der 
der Genosse angehört, nicht übergangen

werden. Die Grundorganisation hat die 
verantwortungsvolle Aufgabe, diesem 
Genossen bei der Überwindung seiner 
Fehler nach besten Kräften zu helfen 
und ihn durch das Kollektiv wieder zu 
einem wertvollen, aufrechten Mitglied 
der Partei zu erziehen. Deshalb ist es 
notwendig, daß die Kreisleitung — wenn 
sie die Parteistrafe selbst beschließt — 
mit dem Sekretär der Grundorgani­
sation sowie den Leitungsmitgliedern 
darüber berät. Nach einer Aussprache 
in der Mitgliederversammlung ist dann 
die Gewähr gegeben, daß sich wirklich 
jeder Genosse für die Erziehung des 
gerügten Mitgliedes verantwortlich 
fühlt und ihm seine kameradschaftliche 
Hilfe angedeihen läßt.
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